
Die Festung Demokratie: Eine 
umfassende Analyse der baulichen und 
administrativen Entfremdung zwischen 
Staat und Bürger in der Bundesrepublik 
Deutschland 
1. Einleitung: Die Erosion des offenen Staates und die 
Architektur des Misstrauens 
Die Bundesrepublik Deutschland durchläuft eine stille, aber fundamentale Metamorphose 
ihrer staatlichen Physis. Jahrzehntelang galt das Ideal der „gläsernen Demokratie“ als 
architektonischer und politischer Imperativ. Regierungsgebäude in Bonn und später in Berlin 
wurden bewusst transparent gestaltet, um eine Abkehr von der autoritären Verschlossenheit 
früherer Epochen zu signalisieren. Die begehbare Kuppel des Reichstagsgebäudes von Sir 
Norman Foster avancierte zum weltweiten Symbol eines Parlaments, dem der Souverän – das 
Volk – buchstäblich aufs Dach steigen darf, um den Repräsentanten bei der Arbeit zuzusehen. 
Doch dieses Bild der uneingeschränkten Zugänglichkeit korrespondiert immer weniger mit der 
Realität der 2020er Jahre. Eine zunehmende Entfremdung zwischen dem Staat, seinen 
Institutionen und der Bürgerschaft manifestiert sich nicht nur in sinkenden Vertrauenswerten 
oder volatilen Wahlergebnissen, sondern schreibt sich konkret in den städtebaulichen Raum 
und die administrativen Prozesse ein. 
Diese Analyse untersucht die These, dass sich Deutschland auf dem Weg in eine „Architektur 
der Angst“ befindet, in der Sicherheitsbedürfnisse und gegenseitiges Misstrauen eine Spirale 
der Abschottung in Gang gesetzt haben. Diese Entwicklung vollzieht sich auf drei Ebenen: 

1.​ Symbolisch-Zentral: Die Transformation des Parlamentssitzes von einem offenen Haus 
zu einer gesicherten Insel, symbolisiert durch den geplanten „Aha-Graben“. 

2.​ Judikativ: Die präventive Kriminalisierung des Rechtssuchenden durch den Einsatz von 
Körperscannern („Nacktscanner“) an Gerichten, die die Unschuldsvermutung an der 
Eingangstür aushebeln. 

3.​ Lokal-Administrativ: Die Verwandlung von Rathäusern, Landratsämtern und 
Jobcentern in Hochsicherheitszonen als Reaktion auf eine verrohende Gesellschaft und 
extremistische Bedrohungen durch „Reichsbürger“ und andere staatsfeindliche 
Akteure. 

Der Bericht analysiert diese Phänomene nicht isoliert, sondern als Symptome einer 
tiefgreifenden Störung im Verhältnis zwischen dem staatlichen Gewaltmonopol und dem 
individuellen Bürgerrecht auf Teilhabe. Er stützt sich auf eine breite Basis an aktuellen 



Verwaltungsdaten, soziologischen Studien und bauplanerischen Dokumenten, um die 
Mechanismen dieser Entfremdung offenzulegen. 

2. Das Reichstagsgebäude: Die Wehrhaftigkeit der 
Mitte und der Graben der Distanz 
Das Reichstagsgebäude ist der neuralgische Punkt der deutschen Demokratie. Hier 
kondensiert der Anspruch auf Offenheit mit der Notwendigkeit des Schutzes der 
Verfassungsorgane. Die jüngsten Planungen zur Umgestaltung des Umfeldes markieren 
jedoch eine Zäsur, die weit über rein bauliche Maßnahmen hinausgeht. 
2.1 Der „Aha-Graben“: Historische Ästhetik als moderne Barriere 

Im Februar 2020 konkretisierte die Bau- und Raumkommission des Ältestenrates des 
Deutschen Bundestages Pläne, die das Antlitz des Platzes der Republik dauerhaft verändern 
werden. Kernstück der neuen Sicherheitsarchitektur ist der Bau eines sogenannten 
„Aha-Grabens“ vor der Westfront des Gebäudes.1 

2.1.1 Etymologie und Funktion: Vom englischen Garten zur Bannmeile 

Der Begriff „Aha-Graben“ (engl. Ha-Ha) entstammt der Gartenarchitektur des 18. 
Jahrhunderts. Er bezeichnete eine versenkte Barriere, die in herrschaftlichen 
Landschaftsgärten dazu diente, Weidevieh vom Herrenhaus fernzuhalten, ohne den 
aristokratischen Blick in die Ferne durch Zäune oder Mauern zu verstellen. Die Barriere wurde 
erst sichtbar, wenn man unmittelbar davorstand – daher der Überraschungslaut „Aha!“. 
Die Übertragung dieses Konzepts auf den Sitz des deutschen Bundestages ist von beißender 
Ironie. Diente der Graben historisch dazu, das „gemeine Vieh“ vom Adel zu trennen, so 
fungiert er heute als Sperrwerk gegen das potenzielle Gewaltpotenzial der eigenen 
Bevölkerung. 

●​ Bauliche Spezifikation: Der Graben soll vor dem Westportal, der Hauptfassade mit der 
Inschrift „Dem Deutschen Volke“, ausgehoben werden. Er wird mit zwei kurzen Winkeln 
versehen, um die optische Beeinträchtigung vom Platz der Republik aus zu minimieren 
und den Blick auf das Gebäude freizuhalten.1 

●​ Sicherheitstechnische Ratio: Der Graben dient als primäre Durchfahrtsperre gegen 
Fahrzeuge und soll verhindern, dass Personen ungehindert bis an die Fassade gelangen 
können. Flankiert wird er von einer ca. 55 Meter langen Zaunanlage mit Toren, die 
parallel zum nördlichen und südlichen Straßenverlauf errichtet wird. Die Planer betonen, 
den Zaun „so kurz wie möglich“ zu halten, um den „Festungscharakter“ optisch 
abzumildern.1 

2.1.2 Die politische Debatte: Sicherheit vs. Symbolik 

Die Notwendigkeit dieser Maßnahmen wird von Befürwortern wie Bundestagsvizepräsident 
Wolfgang Kubicki (FDP) mit der prekären Sicherheitslage begründet. Ohne eine dauerhafte 



und robuste Sicherung bestünde die Gefahr, dass der Besucherverkehr – jährlich fast drei 
Millionen Menschen – aus Sicherheitsgründen eingestellt werden müsste.1 Der Graben wird 
als das „kleinere Übel“ gegenüber massiven Betonwänden oder Stacheldrahtverhauen 
geframt, die das Bild eines belagerten Parlaments noch drastischer evozieren würden.2 

Kritiker hingegen verweisen auf die verheerende Symbolik. Ein Graben manifestiert physisch 
die Distanz zwischen Regierenden und Regierten. Historisch betrachtet trennte der Graben oft 
den Herrscher vom Volk. Kommentare in der politischen Debatte heben hervor, dass ein 
Graben, der den Reichstag von der Umgebung abschneidet, metaphorisch den 
„parlamentarischen Zugriff“ der Verwaltung auf die Gesellschaft erschwert.3 In der 
öffentlichen Wahrnehmung wird der Graben teils zynisch als „Sumpf mit Bachblüten“ 
bezeichnet – ein Versuch, harte Ausgrenzung ökologisch und ästhetisch zu verbrämen.4 Der 
Sturm auf die Reichstagstreppen im August 2020 durch Gegner der Corona-Maßnahmen und 
Rechtsextreme lieferte den Befürwortern zwar nachträglich Argumente, zementierte aber 
gleichzeitig das Narrativ, dass sich die Politik vor dem „Volkszorn“ verschanzen muss.2 

2.2 Das Besucher- und Informationszentrum (BIZ): Die Kanalisierung 
des Souveräns 

Parallel zum Graben entsteht das neue Besucher- und Informationszentrum (BIZ), das die 
bisherigen provisorischen Container ablösen soll. Dieses Gebäude institutionalisiert die 
Kontrolle. 
2.2.1 Zentralisierung und Schleusung 

Künftig sollen alle Besucher und Touristen im BIZ zentralen Sicherheitschecks unterzogen 
werden. Nach der Überprüfung werden sie nicht etwa über den Platz zum Portal entlassen, 
sondern durch einen unterirdischen „sicheren Verbindungstunnel“ (Sperrtunnel) direkt in das 
Reichstagsgebäude geleitet.1 Dieser Tunnel verändert die Phänomenologie des Betretens 
fundamental: 

●​ Der Verlust des Portals: Der klassische Akt des Schreitens durch das Hauptportal als 
freier Bürger wird ersetzt durch eine unterirdische Kanalisierung. Der Tunnel wirkt als 
Filter und Schleuse. Zwar endet er vor der großen Freitreppe, sodass der finale Eintritt 
ins Gebäude erhalten bleibt, doch der Weg dorthin ist ein kontrollierter Transfer durch 
eine Röhre, abgeschirmt vom öffentlichen Raum.1 

●​ Dauerlösung statt Provisorium: Die bisherigen Container waren als temporäre 
Ärgernisse erkennbar. Das BIZ und der Tunnel schreiben das Sicherheitsregime in Beton 
fest. Es signalisiert: Die Bedrohung ist nicht vorübergehend, sie ist der neue 
Normalzustand für die nächsten 25 bis 30 Jahre.2 

2.3 Fazit Ebene 1: Die Insel der Glückseligen? 

Die Kombination aus Graben, Zaun und Tunnel verwandelt den Bundestag faktisch in eine 
Insel. Die architektonische Botschaft ist ambivalent: Man will den Besucher (die Kuppel soll 
voll bleiben), aber man will ihn kontrolliert, gescannt und kanalisiert. Die „technische 



Aufrüstung“ wird als „Zutritt zur Demokratie“ verkauft 2, doch es ist ein Zutritt unter Vorbehalt. 
Der Staat definiert sich hier primär über seine Wehrhaftigkeit und Abgrenzung, nicht mehr 
über seine fluide Integriertheit in den städtischen Raum. 

3. Die justizielle Front: Der gläserne Bürger vor dem 
Gesetz 
Während der Bundestag als symbolisches Zentrum gilt, sind die Gerichte die Orte, an denen 
der Bürger die Staatsgewalt am unmittelbarsten spürt. Hier wird über Freiheit, Eigentum und 
Recht entschieden. Die sicherheitstechnische Aufrüstung dieser Gebäude hat in den letzten 
Jahren eine Qualität erreicht, die den Grundsatz der Öffentlichkeit der Justiz herausfordert. 
3.1 Die Renaissance der „Nacktscanner“: Technologie als Gatekeeper 

Was an Flughäfen begann, ist längst Alltag in deutschen Justizgebäuden: Der Einsatz von 
Körperscannern. Diese Geräte, oft polemisch als „Nacktscanner“ bezeichnet, stehen im 
Zentrum einer Debatte um Privatsphäre und Sicherheit. 
3.1.1 Technologische Evolution und Verbreitung 

Ursprünglich aufgrund hoher Fehlalarmquoten und Datenschutzbedenken vom damaligen 
Innenminister Hans-Peter Friedrich 2011 gestoppt, haben sich Körperscanner durch 
technische Weiterentwicklung (Millimeterwellen, Terahertzstrahlung) still und leise etabliert.6 

●​ Funktionsweise: Moderne Geräte (z.B. von L3 Communications oder Rohde & Schwarz) 
erzeugen keine fotorealistischen Nacktbilder mehr, sondern schematische 
Darstellungen („Piktogramme“), auf denen verdächtige Zonen am Körper markiert sind. 
Dennoch bleibt die Technologie invasiv, da sie physisch durch die Kleidung „blickt“, um 
Keramikmesser, Plastiksprengstoff oder andere nicht-metallische Gegenstände zu 
detektieren.8 

●​ Einsatzorte: Längst nicht mehr nur an Hochsicherheitsstandorten wie dem OLG 
Stuttgart-Stammheim 9, finden sich diese Geräte zunehmend an Amts- und 
Landgerichten. In Niedersachsen etwa sieht ein „Aktionsplan Sicherheit“ vor, die 
Kontrolldichte sukzessive zu erhöhen, bis hin zu täglichen Vollkontrollen an allen 
Gerichten.10 Auch das Amtsgericht Bad Iburg weist Besucher explizit auf die 
Detektorbögen und Handsonden hin und bittet um Verständnis für Verzögerungen – ein 
Indiz für die Normalisierung der Prozedur.11 

Tabelle 1: Sicherheitsstufen und Technologien in deutschen Gerichten 

 
Technologie Funktionsweise Einsatzzweck Auswirkung auf 

Bürger 
Verbreitungsten
denz 

Metalldetektor ElektromagnetischErkennung von Gering invasiv, Flächendeckend 



(Torsonde) es Feld Waffen aus Metall Standard vorhanden 
Körperscanner 
(Millimeterwellen
) 

Hochfrequente 
Wellenreflexion 

Erkennung 
nicht-metallischer 
Objekte (Keramik, 
Flüssigkeiten) 

Hoch invasiv, 
Gefühl des 
„Durchleuchtetwe
rdens“ 

Zunehmend, insb. 
OLG/Landgerichte 

Gepäck-Röntgen
anlage 

Röntgenstrahlung Durchleuchtung 
von 
Taschen/Rucksäck
en 

Standard, bekannt 
vom Flughafen 

Standard an 
großen Gerichten 

Biometrische 
Videoüberwachu
ng 

Gesichtserkennun
g (Pilotprojekte) 

Abgleich mit 
Fahndungsdatenb
anken (z.B. 
Südwales, 
Testphasen DE) 

Totale 
Überwachung, 
Datenschutzprobl
ematik 

Experimentell / 
Diskutiert 8 

3.1.2 Die Problematik der Intimsphäre und Gesundheit 

Trotz der „Entschärfung“ durch Piktogramme bleibt die Kritik bestehen. 
Datenschutzbeauftragte wie Thilo Weichert (Schleswig-Holstein) bezeichneten den Einsatz als 
unverhältnismäßig, da er einer virtuellen Entkleidung gleichkomme und nur bei konkretem 
Verdacht zulässig sein sollte.12 

●​ Körperkonturen und Prothesen: Kritisch ist, dass die Rohdaten durchaus intime 
Details wie Körperkonturen oder Prothesen erfassen können, bevor die Software sie 
abstrahiert. Der Bürger muss darauf vertrauen, dass die „Black Box“ der Software keine 
Daten speichert oder missbraucht.8 

●​ Gesundheitliche Bedenken: Obwohl Terahertzstrahlung als nicht-ionisierend gilt, gibt 
es in der öffentlichen Debatte und in parlamentarischen Anfragen immer wieder 
Bedenken hinsichtlich langfristiger genetischer Schäden oder Krebserkrankungen, die – 
ob berechtigt oder nicht – das Unbehagen der Bevölkerung verstärken.12 

3.2 Die psychologische Dimension: Der Verdächtige per Default 

Die flächendeckende Einführung dieser Kontrollen verschiebt das Machtgefüge zwischen 
Bürger und Justiz bereits vor dem Betreten des Saals. 
3.2.1 Verlust der Autonomie 

Soziologische Untersuchungen, etwa im Rahmen des KRETA-Projekts, zeigen, dass der Gang 
durch den Scanner als „Kontrollverlust über die eigene Selbstpräsentation“ empfunden wird. 
Der Bürger wird zum Objekt einer technischen Prozedur. Er muss Gürtel ablegen, Taschen 
leeren, Anweisungen befolgen. Dies verletzt die persönliche Autonomie und erzeugt Stress – 
gerade bei Personen, die als Zeugen oder Opfer ohnehin in einer psychischen 
Ausnahmesituation sind.13 

3.2.2 Umkehr der Unschuldsvermutung 



Traditionell sind Gerichtsverhandlungen öffentlich (§ 169 GVG), um die Justiz der Kontrolle 
durch das Volk zu unterwerfen. Die neuen Sicherheitsbarrieren kehren dies um: Das Volk wird 
kontrolliert, bevor es die Justiz kontrollieren darf. Der LTO-Bericht spricht von einer 
„Aufrüstung gegen die Bürger“, bei der jeder Besucher pauschal als potenzieller Attentäter 
behandelt wird.14 Dies schafft eine Atmosphäre der Einschüchterung, die dem Ideal einer 
bürgernahen Justiz diametral entgegensteht. 
3.3 Hochsicherheit als Standard: Das Beispiel OLG Stuttgart 

Am Oberlandesgericht Stuttgart-Stammheim, historisch durch die RAF-Prozesse geprägt, 
zeigt sich die Spitze des technologisch Machbaren. Der Neubau verfügt über modernste 
Medientechnik, bei der Zeugen nicht nur physisch abgeschirmt, sondern digital verfremdet 
werden (Verpixelung, Stimmverzerrung).9 Diese Technikzentrale im Untergeschoss wird zum 
eigentlichen Herzstück des Gebäudes. Was hier als Schutzmaßnahme in 
Staatsschutzverfahren legitim sein mag, dient zunehmend als Blaupause für die generelle 
technologische Ausstattung der Justiz. Die Botschaft ist klar: Die Wahrheitssuche im 
Gerichtssaal ist ein technisch hochgerüsteter, gefährlicher Prozess, der maximaler 
Abschirmung bedarf. 

4. Die administrative Basis: Rathäuser und Jobcenter 
im Belagerungszustand 
Die tiefste und vielleicht folgenreichste Entfremdung findet auf der kommunalen Ebene statt. 
Hier, wo der Bürger seinen Pass beantragt, sein Auto zulässt oder Sozialleistungen bezieht, ist 
der Staat eigentlich als Dienstleister gedacht. Doch genau diese Orte haben sich in den 
letzten Jahren zu Konfliktzonen entwickelt. 
4.1 Die Gewaltspirale: Ursachen und Eskalation 

Berichte aus Kommunen zeichnen ein alarmierendes Bild. Der Deutsche Landkreistag und der 
Städtetag warnen vor einer Verrohung des Umgangs mit Amtsträgern. 
4.1.1 Die Statistik der Bedrohung 

Im Landkreis Friesland sah sich die Verwaltung gezwungen, eine Plakatkampagne „Keine 
Toleranz bei Gewalt“ zu starten, nachdem Mitarbeiter regelmäßig verbal und körperlich 
attackiert wurden.15 Dies ist kein Einzelfall: Themen wie die Flüchtlingskrise 2015, die 
Corona-Maßnahmen oder schlichte Unzufriedenheit mit Baurechtsentscheidungen dienen als 
Katalysatoren für Hassrede und physische Übergriffe.16 Der Mord an dem Kasseler 
Regierungspräsidenten Walter Lübcke markierte einen Wendepunkt: Die abstrakte Gefahr 
durch Rechtsextremismus wurde zur tödlichen Realität für kommunale Spitzenbeamte. Dies 
führte zu einer massiven Sensibilisierung und dem Ruf nach mehr Schutz.16 

4.1.2 Der Faktor „Reichsbürger“: Asymmetrische Kriegsführung gegen die 



Verwaltung 

Eine besondere Rolle spielt die Szene der „Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“. Mit rund 
23.000 Personen (Stand 2022) ist diese Gruppe zwar quantitativ überschaubar, ihre Wirkung 
auf die Sicherheitsarchitektur ist jedoch disproportional hoch.18 

●​ Ideologie und Taktik: Da Reichsbürger die Existenz der Bundesrepublik leugnen, 
betrachten sie Verwaltungsakte als illegitim. Sie überziehen Behörden mit „Papierterror“ 
(Widersprüche, Schadenersatzforderungen in Fantasiewährungen), rufen eigene 
„Scheinstaaten“ aus (wie den Staat „Ur“ von Adrian U.) und bedrohen 
Gerichtsvollzieher.19 

●​ Gewalteskalation: Vorfälle wie in Reuden, wo ein Reichsbürger auf SEK-Beamte 
schoss, oder in Georgensgmünd, wo ein Polizist getötet wurde, haben gezeigt, dass 
diese Gruppe schwer bewaffnet und gewaltbereit ist.18 

●​ Folgen für den Normalbürger: Um die Mitarbeiter vor dieser spezifischen Klientel zu 
schützen, werden Sicherheitsstandards für alle erhöht. Der friedliche Bürger muss 
durch die Sicherheitsschleuse oder hinter Panzerglas kommunizieren, weil eine kleine 
Minderheit das System fundamental sabotiert. 

4.2 Die bauliche Antwort: „Architektur der Angst“ im Bürgeramt 

Die Reaktion der Kommunen ist eine physische Verhärtung der Verwaltungsinfrastruktur, die 
den Begriff der Bürgernähe ad absurdum führt. 
4.2.1 Panzerglas und Fluchtwege 

Jobcenter und Sozialämter werden systematisch umgebaut. Empfangstheken, früher offen 
gestaltet, verschwinden hinter Sicherheitsglas. Büromöbel werden fest im Boden verankert, 
um nicht als Wurfgeschosse dienen zu können. Beratungstische werden so positioniert, dass 
der Mitarbeiter immer näher an der Tür sitzt als der "Kunde", um im Ernstfall flüchten zu 
können.20 In Jobcentern ist dies besonders virulent. Das Projekt „abba“ (Arbeitsbelastungen 
und Bedrohungen) hat erstmals empirisch belegt, dass Aggressionen zum Arbeitsalltag 
gehören. Die Folge ist eine defensive Architektur, die den „Kunden“ a priori als Gefährder 
definiert.21 

4.2.2 Bürokratische Festung: § 45 SGB III 

Die Abschottung ist nicht nur baulich, sondern auch prozedural. Richtlinien für Maßnahmen 
(z.B. Maßnahmen bei einem Arbeitgeber, MAG) sind so strikt reglementiert, dass der direkte 
menschliche Kontakt minimiert und durch Formulare ersetzt wird.22 Der Zugang zur Leistung 
wird bürokratisch „vermint“, was wiederum Frust und Aggression auf Seiten der Antragsteller 
fördert – ein Teufelskreis. 
4.3 Die Ökonomie der Unsicherheit: Kostenexplosion und 
Privatisierung 

Die Aufrüstung hat ihren Preis, und sie schafft Profiteure. Private Sicherheitsdienste 



(„Security“) sind aus öffentlichen Gebäuden nicht mehr wegzudenken. 
4.3.1 Kostensteigerung als Trend 

Haushaltspläne von Städten wie Koblenz oder Bremen zeigen signifikante Kostensteigerungen 
im Gebäudemanagement, die explizit auf Sicherheitsdienste zurückzuführen sind.24 In Koblenz 
stiegen die Aufwendungen für das interne Leistungsverrechnung (Gebäudemanagement) um 
410.000 Euro, getrieben durch Sicherheitsbedarfe. Diese Gelder fehlen an anderer Stelle, 
etwa in der Kultur- oder Jugendförderung. Sicherheit wird zum dominanten Budgetposten. 
4.3.2 Privatisierung des Gewaltmonopols 

Problematisch ist, dass private Sicherheitsmitarbeiter oft Aufgaben wahrnehmen, die 
eigentlich hoheitlich sind. Sie kontrollieren den Zugang zum Rathaus, verwehren Zutritt oder 
üben das Hausrecht aus. Rechtlich agieren sie oft in einer Grauzone, da sie im öffentlichen 
Verkehrsraum des Rathauses keine polizeilichen Befugnisse haben.26 Zudem variiert die 
Qualifikation stark. Ein schlecht geschulter Security-Mitarbeiter kann eine Situation eher 
eskalieren als deeskalieren. Dennoch: Die Präsenz von Uniformierten im Foyer signalisiert 
jedem Besucher: „Hier herrscht Gefahr. Hier musst du überwacht werden.“ 

5. Soziologische Tiefenanalyse: Die Mechanismen der 
Entfremdung 
Die beschriebenen baulichen Maßnahmen sind Symptome einer tieferliegenden Krise des 
Gesellschaftsvertrags. 
5.1 Foucault und das umgekehrte Panopticon 

Michel Foucault beschrieb das Panopticon als Struktur, in der wenige Wächter viele 
Gefangene überwachen. In der modernen Sicherheitsarchitektur des Staates sehen wir eine 
Variation: Der Staat macht sich selbst zur Festung, um von außen betrachtet unangreifbar zu 
sein, überwacht aber gleichzeitig jeden, der sich nähert. Christian Schüle identifiziert ein 
„Loyalitäts-Defizit“ und „Vertrauens-Defizit“ als Kernursachen.27 Die Deutschen haben sich 
Patriotismus und Loyalität weitgehend aberzogen, was zu einer emotionalen Distanz zum 
Staat führt. Der Staat reagiert darauf mit Misstrauen. Wenn er dem Bürger nicht mehr zutraut, 
friedlich zu sein, verbarrikadiert er sich. 
5.2 Die „Dunkelfeldstudie“ und das subjektive Sicherheitsgefühl 

Studien wie die „Dunkelfeldstudie NRW“ zeigen, dass das subjektive Sicherheitsgefühl oft 
schlechter ist als die objektive Lage. Bürger fühlen sich in ihrer Nachbarschaft sicher, aber im 
weiteren öffentlichen Raum unsicher.28 Die staatliche Aufrüstung reagiert auf dieses Gefühl, 
verstärkt es aber paradoxerweise. Wer überall Scanner und Panzerglas sieht, schließt daraus, 
dass die Gefahr allgegenwärtig sein muss. Die Sicherheitsmaßnahmen validieren die Angst 



(„Architektur der Angst“ 29). 
5.3 Enttäuschung und der Ruf nach dem starken Staat 

Interessanterweise ist die Entfremdung nicht nur eine Folge von zu viel Härte, sondern auch 
von enttäuschter Erwartung. Eine Studie der Bosch-Stiftung zeigt, dass gerade enttäuschte 
Bürger („Output-Orientierte“) einen starken Staat wünschen, der liefert und schützt.31 Wenn 
der Staat aber bei der Grenzkontrolle oder der Kriminalitätsbekämpfung als schwach 
wahrgenommen wird (Kontrollverlust 2015 17), versucht er, diese Schwäche durch Härte an 
anderer Stelle – etwa im Umgang mit dem eigenen Bürger im Amt – zu kompensieren. Es ist 
eine Simulation von Stärke nach innen, weil die Stärke nach außen (Grenzen, Globalisierung) 
schwerer durchzusetzen ist. 

6. Synthese und Ausblick: Der Preis der Sicherheit 
Die Übersicht über die Maßnahmen – vom Aha-Graben vor dem Bundestag über die 
Nacktscanner im Amtsgericht bis zum Sicherheitsglas im Jobcenter – zeichnet das Bild einer 
Demokratie im Verteidigungsmodus. 
Tabelle 2: Die Dimensionen der Entfremdung 

Dimension Maßnahme Psychologische 
Botschaft an den 
Bürger 

Langfristige Folge 

Symbolisch Aha-Graben, Tunnel, 
Zäune 

„Wir (die Politik) sind 
eine schützenswerte 
Elite, getrennt von 
euch.“ 

Verlust der 
symbolischen 
Repräsentation; Gefühl 
der „Kaste“. 

Physisch Körperscanner, 
Schleusen 

„Du bist potenziell 
gefährlich, bis das 
Gegenteil bewiesen 
ist.“ 

Erosion der 
Unschuldsvermutung; 
Demütigung. 

Interaktiv Sicherheitsglas, 
Security, Online-Zwang 

„Störe uns nicht. Wir 
haben Angst vor dir.“ 

Verlust des 
Dienstleistungsgedank
ens; Verwaltung als 
Gegner. 

Finanziell Steigende 
Sicherheitsbudgets 

„Sicherheit ist 
wichtiger als Kultur 
oder Soziales.“ 

Ressourcenumverteilun
g zugunsten der 
Sicherheitsindustrie. 

6.1 Die Irreversibilität der Festung 

Es ist unwahrscheinlich, dass diese Maßnahmen zurückgenommen werden. Einmal gebaute 



Gräben werden selten zugeschüttet, einmal angeschaffte Scanner selten verschrottet 
(Persistenz der Infrastruktur). Die „Festung Demokratie“ wird der Status quo bleiben. 
6.2 Die Notwendigkeit einer neuen Kommunikationskultur 

Um die Entfremdung nicht zum Bruch werden zu lassen, bedarf es einer neuen 
Kommunikationsstrategie. Sascha Stoltenow (BAKS) fordert zu Recht, dass Sicherheit nicht 
mehr als selbstverständliches Hintergrundrauschen behandelt werden darf. Es muss ein 
ehrlicher Dialog darüber geführt werden, warum diese Maßnahmen nötig sind – und zwar 
ohne die Bürger pauschal zu kriminalisieren.32 Wenn der Staat sich physisch entfernt, muss er 
kommunikativ näher rücken. Solange aber der Bürger im Jobcenter nur noch als Risiko und im 
Bundestag nur noch als gescanntes Objekt wahrgenommen wird, wird der Graben in den 
Köpfen tiefer sein als jeder Aha-Graben, den Architekten je planen könnten. Die Gefahr für die 
Demokratie liegt nicht nur in den Attentätern, die draußen gehalten werden sollen, sondern in 
der Stille, die drinnen entsteht, wenn die Bürger draußen bleiben. 

Hinweis zur Quellenlage: Diese Analyse basiert auf einer Auswertung aktueller Berichte des 
Bundestages, der Landesregierungen, polizeilicher Lagebilder sowie soziologischer 
Fachliteratur und Presseberichterstattung der Jahre 2020 bis 2026. 
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